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s ist ungeheuerlich, 
wie sich die Industrie 
und Beratungsfirmen 

bereichern, während in vielen 
sozialen Bereichen das Geld 
für dringend benötigte Refor-
men fehlt. Firmen halten ihre 
Taschen auf und die Regierun-
gen schaufeln das Geld dort 
hinein.
Beispiel 1: Jetzt wurde be-
kannt, dass Beratungsfirmen 
im Rahmen der HSH-Nord-
bank-Pleite 307 Millionen Euro 
kassiert haben. Der Anteil 
für den Landeshaushalt von 
Schleswig-Holstein beträgt 
dabei 67 Millionen Euro.
Beispiel 2:
Reeder Bertram Rickmers legte 
2017 eine spektakuläre Pleite 
hin. Kredite konnte er an die 
HSH-Nordbank nicht zurück-
zahlen. Die Steuerzahler sind 
die Gelackmeierten. Jetzt ist er 
wieder im Geschäft und lässt

– unter neuer Firmierung – wie-
der Schiffe bauen. In China.
Beispiel 3:
12,4 Milliarden Euro 
(12.400.000.000,-- Euro) 
teurer geworden sind verschie-
dene Rüstungsgüter, die die 
Bundesregierung in Auftrag 
gegeben hat. „Preisgleitklau-
sel“ heißt das Zauberwort. 
Die Rüstungsfirma bietet „gün-
stig“ an, um den Zuschlag zu 
bekommen und kassiert dann 
mit Hilfe dieser Vertragsklausel 
kräftig ab. Und die Verteidi-
gungsministerin von der Leyen 
(CDU) zahlt.
Beispiel 4:
Die Firma Airbus wird 2021 
die Produktion des A 380 ein-
stellen. Erhalten hatte sie bei 
Projektbeginn im Jahr 2002 
von der Bundesregierung ei-
nen Kredit von fast 1 Milliarde 
Euro. Mit jeder Auslieferung 
eines Flugzeuges wurde ein 
Teil des Kredites getilgt. Übrig 
sind jetzt noch mehr als 600 
Millionen Euro.

Diese will Airbus nicht zu-
rück zahlen. Nach Meinung 
des Chefs Tom Enders handelt 
es sich um Risikokapital der 
Regierung, das verloren ist. 
Die Regierung kann (oder 
will?) zurzeit nichts dazu sa-
gen. Offenbar sind auch hier 
unklare Verträge geschlossen 
worden.

Kasse machen
zu Lasten der
Steuerzahler

m Herbst 2018 hat die Schü-
lerin Greta Thunberg aus 
Schweden eine Bewegung 

in Gang gesetzt, damit mehr 
für den Klimaschutz getan wird. 
Greta ist 16 Jahre alt und leistet 
ihren Beitrag zum Klimaschutz: 
Sie fliegt nicht mehr mit dem 
Flugzeug und spart möglichst 
viel Strom. Aber Greta hat auch 
erkannt: Wir alle und insbeson-
dere Politikerinnen und Politiker
müssen viel mehr für den Klima-
schutz tun, damit auch nachfol-
gende Generationen eine lebens-
werte Umwelt vorfinden.

Nach den Sommerferien 2018 
stellte sich Greta ganz allein mit
einem großen Plakat vor das 
schwedische Parlament in Stock-
holm. Auf dem Plakat stand 

„Skolstrejk för kl imatet“, auf 
deutsch: Schulstreik für das 
Klima.

Mit ihrer standhaften Aktion 
inspirierte Greta auch andere 
Schüler(innen), zunächst in Stock-
holm und Schweden und dann

in vielen anderen europäischen 
Ländern sich für den Klima-
schutz zu engagieren und am 
Freitag während der Schulzeit 
für dieses Ziel zu streiken. Allen 
denen, die den engagierten Kin-
dern und Jugendlichen vorwer-
fen, sie wollten doch nur die 
Schule schwänzen, entgegnet 
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Schulstreik für konkrete Maßnahmen gegen Umweltzerstörung

Fridays for future – Freitage für die Zukunft

Greta: „Ich frage mich, welchen 
Sinn es hat , in der Schule für 
eine Zukunft zu lernen, wenn 
es diese Zukunft wegen der 
Umweltschäden bald nicht mehr 
gibt. Deswegen ist mir der Streik 
wichtiger als Schule.“

Wer am Freitag für den Klima-
schutz demonstriert, begeht eine 
(Schul-)Pflichtverletzung, auf das 
die Schulleitungen in unterschied-
licher Weise reagieren, weil sie
in einem Dilemma stecken. Schu-
len sollen gesellschaftliches En-
gagement im Allgemeinen und
für den Umweltschutz im Spezi-
ellen im Unterricht aufgreifen 
und unterstützen. Das Demonst-
rationsrecht gehört in der Bun-

desrepublik Deutschland zu den
Grundrechten (Art . 8 GG). 
Ein Schulleiter aus Elmshorn 
formulierte: „Jetzt ist gerade ein 
Zeitpunkt, an dem das Leben in 
den Schulalltag bricht und an 
dem aus Theorie Praxis wird.“

Auch in Deutschland haben 
sich zehntausende Schülerinnen 
und Schüler dieser Bewegung 
angeschlossen und protestieren 
während der Unterrichtszeit 
unter dem Motto Fridays for 
future für den Klimaschutz. 
Dieser zivile Ungehorsam findet 
in der Öffentlichkeit eine ge-
spaltene Resonanz: Die Leugner 
des Klimawandels beschimpfen 
die Jugendlichen; gut zwei 

drittel der Bevölkerung und 
auch der Politiker(innen) zeigen 
Verständnis und Respekt für das 
Engagement – einige geben den 
Rat, die jungen Leute sollten 
doch in ihrer Freizeit demonstrie-
ren. In einem Interview mit der 

„Süddeutschen Zeitung“ anwortet 
der 18-jährige Gymnasiast Jakob 
Blasel aus Kiel:

„Wenn nachmittags ein paar 
Jugendl iche auf die Straße 
gehen und für Kl imaschutz 
demonstrieren, interessiert das 
doch niemanden. Maximal ein 
kleiner Artikel in der Lokalpres-
se wäre das. Mit dem Schulstreik 
brechen wir bewusst Regeln, 
um auf unser Ziel aufmerksam 

zu machen. Allerdings haben 
wir nichts gegen unsere Schulen 
und Lehrkräfte. Wir setzen uns 
nur über eine Regel hinweg, um 
zu zeigen: Klimaschutz, Kohle-
ausstieg und Kampf gegen den 
Klimawandel sind uns wichtiger 
als unsere Bildung. Denn wofür 
sollen wir lernen, wenn es für 
uns gar keine Zukunft gibt?“

Unterstützt werden die jun-
gen Menschen auch aus der Wis-
senschaft. 14000 Wissenschaft-
ler der Initiative „Scientists for 
Future“ haben eine Petition 
verabschiedet. Sie halten die For-
derungen der Schüler(inenn) für 
berechtigt und gut begründet.
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vorgesehen („Kleine Lösung“). 
Kurzfristig beschloss dann der 
Bauausschuss der Stadt auf 
Empfehlung der Landesbehörde 
ein erheblich größeres Gebiet 
untersuchen zu lassen („Große 
Lösung“). Dieses beinhaltete u. a. 
einen Teil der Moltkestraße und 
eine Hälfte der Waldstraße. Das 
endgültige Sanierungsgebiet wird 
zwar erst mit einem Beschluss der 
Stadtvertretung festgelegt, aber 
die Festlegung des Gebiets für die 
Voruntersuchung bedeutet eine 
erhebliche Vorentscheidung. Die 
BALL hatte in einem Flugblatt alle 

Bewohner informiert, dass sie 
möglicherweise demnächst in ei-
nem städtebaulichen Sanierungs-
gebiet lägen: dies bringt einige 
Vorteile wie ggf. Steuervorteile 
mit sich, aber auch etliche Nach-
teile (Veränderungssperre, Heran-
ziehung zu Ausgleichszahlungen, 
Bürokratie..). Auf der Stadtvertre
tersitzung am 22.1. waren zahl-
reiche Anlieger erschienen und 
sprachen sich deutlich dagegen 
aus, möglicherweise demnächst in 
einem Sanierungsgebiet zu liegen. 
Letztlich beschloss eine große 
Mehrheit der Stadtvertretung die 

Städtebauliches Untersuchungsgebiet Denkmalschutz: 

Ohne Moltkestraße und Waldstraße  
A uf der Schlossinsel besteht 

erheblicher Sanierungsbe-
darf. Um diesen finanzie-

ren zu können, will die Stadt Zu-
schüsse aus dem Sanierungspro-
gramm Denkmalschutz ranholen. 
Für Sanierungsmaßnahmen gibt es 
zwei Drittel Zuschüsse von Bund 
und Land, ein Drittel der Kosten 
trägt die Stadt. Im ersten Schritt 
soll eine Untersuchung beauftragt 
werden, um die Ziele, Maßnah-
men und Kosten zu erarbeiten. 
Ursprünglich war als Sanierungs-
gebiet nur die Schlossinsel und 
der engere Bereich um den See 

Voruntersuchung für das mögliche 
Sanierungsgebiet wieder zu ver-
kleinern („mittlere Lösung“): die
Moltkestraße und die Waldstraße 
wurden wieder aus dem mög-
lichen Sanierungsgebiet heraus-
genommen. Dann: In einem Schrei-
ben mit diktatorischem Wortlaut 
wies die Landesbehörde den Be-
schluss der Stadtvertretung ohne 
Begründung zurück und drohte 
die Stadt aus dem Förderpro-
gramm rauszuschmeißen: Die 
Landesbehörde wollte bestimmen,
wie die Stadtvertretung zu ent-
scheiden hat. Das wurde in der

Stadtvertretersitzung am 26.2.  
u. a. von der BALL-Fraktion 
vehement zurückgewiesen. BALL-
Stadtver-treter Klaus Kuberzig: 

„Die Stadtvertretung und nicht 
eine Landesbehörde  entschei-
det, wo ein Sanierungsgebiet 
entsteht, und wir wollen, dass 
die Schlossinsel saniert wird.“ 
Letztlich beschloss die Stadtver-
tretung das Sanierungsgebiet auf 
die Schlossinsel und die nähere 
Umgebung („kleine Lösung“) zu 
begrenzen. Den Anliegern in der 
Waldstraße und Moltkestraße 
wird durch diesen Beschluss viel 
Ungewissheit für die nächsten 
Jahre erspart, und für die Stadt 
wird die Sanierung der Schloss-
insel keine leichte Aufgabe selbst 
mit den eventuellen Zuschüssen 
aus dem Sanierungsprogramm.

Mit ihrer standhaften Aktion inspirierte Greta auch andere Schüler(innen), zunächst in Stockholm und Schweden und dann in vielen anderen europäischen Ländern. 
Die jungen Menschen engagieren sich für den Klimaschutz und streiken am Freitag während der Schulzeit für dieses Ziel und damit für eine lebenswerte Zukunft.

Herbert Flick
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Am 24.März vor 20 Jahren 
Vor 20 Jahren starteten NATO-Bomber den völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg auf Jugoslawien. Vorbereitet durch eine ungeheure Kriegs-
propaganda beteiligten sich deutsche Bomber an den grundgesetz-
widrigen und völkerrechtswidrigen Angriffen. Es gab kein UN-Mandat 
und die Bundesrepublik wurde auch von niemandem angegriffen. 

Wenige Jahrzehnte nach dem 2. Weltkrieg war es die damalige 
SPD/GRÜNEN-Regierung mit Unterstützung von CDU/CSU und FDP 
im Bundestag, die das Aggressionsverbrechen beging. Nur die Fraktion 
von Gregor Gysi (PDS/LINKE) stimmte im Bundestag  geschlossen ge-
gen den Krieg. Im NATO-Bombenhagel u. a. auf zahlreiche zivile Ein-
richtungen starben mehr als 2000 jugoslawische Zivilisten, darunter 
etwa 700 Kinder. Durch den Einsatz großer Mengen uranhaltiger Ge-
schosse sind große Regionen Jahrtausende lang radioaktiv verseucht. 



Klaus Kuberzig
Vorsitzender
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

Kommunen brauchen Schuldenschnitt wie HSH-Bank

ie Anwohnerinnen der 
Mühlenstraße klagen 
schon seit Jahren über 

das stetig steigende Verkehrs-
aufkommen in ihrer Straße. 
Vor al lem der LKW-Verkehr – 
zu und von der Meierei/Käse-
fabrik – verursacht Lärm und 
Dieselabgase, und dies nicht 
nur innerhalb der Woche, son-
dern auch am Sonnabend und 
Sonntag. Ein weiteres Problem 
für die Radfahrer und für Fuß-
gänger, wenn sie die Straße
überqueren wollen , sind die 
oft sehr schnell fahrenden 
PKWs und LKWs. Durch den 
Ausbau der Mühlenstraße mit 
einem neuen Straßenbelag 
wird hier oft mit überhöhter 
Geschwindigkeit gefahren.

Am Ende der Straße, kurz 
vor der Einmündung in die 
Königsberger Straße, befindet 
sich ein größerer Spielplatz. 
Kinder aus der Mühlenstraße, 
aber auch aus den anderen 
Straßen im Einzugsbereich des 
Spielplatzes, müssen hier die 
Straße queren. Dies ist sehr 

D gefährl ich , denn zu den sehr 
schnell fahrenden Kraftfahrzeu-
gen kommt noch die teilweise 
Unübersichtlichkeit durch par-
kende PKWs hinzu, hinter de-
nen plötzlich straßenquerende 
Kinder hervorkommen können. 
Ende Februar wurde ein Kind 
beim Überqueren der Straße 
(Höhe Spielplatz) von einem 
PKW angefahren. Seitdem ist

die Diskussion um Verkehrsbe-
ruhigungsmaßnahmen in der 
Mühlenstraße neu entfacht . 
Die Anlieger sind der Mei-
nung, hier muss endlich was 
passieren. Die BALL-Fraktion 
unterstützt die Forderung der 
Anwohner und wird in der 
nächsten Bauausschusssitzung 
das Problem ansprechen und 
wirksame Verkehrsberuhi-
gungsmaßnahmen fordern.

Mühlenstraße: Verkehrs-
beruhigung überfällig

s hat lange gedauert, aber 
nun ist die neue Kita end-
lich in trockenen Tüchern.

Die Stadtvertretung hat den Be-
bauungsplan für das Gelände an
der Düsterlohe (B-Plan 72a) be-
schlossen, so dass die Architek-
tenplanung und der Bau in Angriff
genommen werden können. Und
Träger der Kita wird das Unter-
nehmen „Familienräume Karin 
Struckmeier GmbH“. Der Betriebs-
führungsvertrag mit diesem Un-
ternehmen wurde auf der letzten 
Sitzung des Sozialausschusses 
am 15. März beschlossen. Start 
für die neue Kita soll zum Kinder-
gartenjahr 2021 sein.

Bis dahin wird das gleiche 
Unternehmen eine Übergangs-
lösung in der Gebrüderstrasse 
betreiben. Start für die dortigen 
zwei Krippengruppen wird zum 
1. Mai 2019 sein.

Das sind gute Nachrichten – 
hat es doch sehr lange gedauert, 
bis sich die Fraktionen in der 
Stadtvertretung auf diese Lösung 
bzw. Standort geeinigt hatten.
Ruhe kehrt jetzt aber noch lange
nicht ein. Das wurde auch wäh-
rend der letzten Sozialausschuss-
sitzung deutlich. Im Rahmen der 
Einwohnerfragestunde äußerten 
mehrere Eltern zu Recht ihren 
Unmut darüber, dass sie keinen 
Platz in einer Krippe oder Elemen-
targruppe bekämen. Und wenn 
man sich die aktuellen Wartelis-
ten ansieht, wird deutlich, dass 
das Problem der (immer noch) 
fehlenden Plätze mit der neuen 
Kita nicht gelöst ist.

Zum Zeitpunkt der Sitzung 
fehlten zum neuen Kita-Jahr 
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Weitere Kitaplätze erforderlich

(01. August 2019) bereits unter 
Berücksichtigung der Übergangs-
lösung 44 Krippenplätze und 49 
Plätze für „Regelkinder“ (ab 3 
Jahre). Nach derzeitigem Stand
erhöhen sich diese Zahlen bis 
2020 auf 54 Krippen- und 
83 Regelplätze. Damit wird 

verdeutlicht, was wir bereits in 
der BALL-Zeitung im April 2018 
geschrieben hatten: Egal, wo 
die neue Kita gebaut wird, es 
werden durch sie nicht genügend 
Plätze geschaffen. Deshalb halten 
wir es gleichzeitig für notwen-
dig, eine weitere Kita zu planen. 

Während der letzten Sozialaus-
schusssitzung hat die BALL diese 
Meinung bekräftigt und als ersten 
Schritt vorgeschlagen zu prüfen, 
ob nicht die Übergangslösung 
in der Gebrüderstraße zu einer 
Dauerlösung werden kann.

Helmut Welk
Bau- und Umwelt-
ausschuss

Im Herbst diesen Jahres 
will die CDU/FDP/GRÜNE-
Landesregierung ein Kita-

Reform-Gesetz verabschieden. 
Ab 1. August 2020 soll dann „vie-
les” anders werden.

Ein Vorhaben ist die Decke-
lung der Kosten auf 288,-- Euro 
für einen Krippenplatz und 233,--
Euro für einen Regelplatz – je-
weils ganztags. Das ist ein klei-
ner Schritt. Aber die längst über-
fällige Beitragsfreiheit in den 
Kitas, wie sie in anderen Bundes-
ländern der Fall ist,  kommt in SH 
immer noch nicht. Wie schon die 
SPD/GRÜNEN-Regierung vor-
her bleibt es auch bei der CDU/
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Neues Kita-Reform-Gesetz

FDP/GRÜNEN-Koalition bei 
schönen Worten und Vertröstun-
gen auf die ferne Zukunft. Denn 
bereits im letzten Jahr hatte die 
Finanzministerin Heinold (Grüne) 
Hoffnungen von Eltern auf Bei-
tragsfreiheit gedämpft – mit 
dem Verweis auf die Pleite der 
HSH-Nordbank und den damit 
einhergehenden finanziellen Ver-
pflichtungen des Landes von meh-
reren Milliarden Euro.

Und auch bei der angekündig-
ten Deckelung der Elternbeiträge 
mit Hilfe von Landesmitteln bleibt
ein zu großer Anteil der Kita-
Finanzierung weiterhin bei den 
Städten und Gemeinden hängen.

Ein weiteres Vorhaben im Rah-
men der Reform ist die Schaffung 
einer „Standard-Kita“. Dieses Vor-
haben wird nicht nur von der 
BALL kritisch gesehen. Gut ist, 
wenn es einheitliche Standards 
gibt hinsichtlich Betreuungs-
schlüssel, Raumgrößen, Ausstat-
tung usw… Es muß verhindert 
werden, dass diese Standards zu 
niedrig festgeschrieben werden. 
Und zweitens dürfen weder Kom-
munen noch Träger der Einrich-
tungen auf den Kosten hängen 
bleiben, wenn diese Standards 
qualitativ überboten werden.

ie Stadtvertretung verab-
schiedete am 22.1. den 
Haushaltsplan 2019. Die-

ser sieht ein Defizit im Verwal-
tungshaushalt von 7.2 Mio. Euro 
vor. BALL-Fraktionsvorsitzender 
Dr. Günter Thiel erklärte u. a.: 

„Die sogenannten „freiwilligen“ 
Ausgaben – also für Jugend, 
Sport, Kultur, Soziales – werden 
seit unzähligen Jahren nicht er-
höht und dadurch angesichts der
Preissteigerungen real im zwei-
stelligen Bereich gekürzt. Die 
Grundsteuer und die Gewerbe-
steuer wurden erhöht und da-
durch Mieter und Eigenheimbe-
sitzer zur Kasse gebeten. Das hat 
die BALL massiv kritisiert und 
abgelehnt. Da es seit einigen 
Jahren nicht genügend Kita- und 
Krippenplätze gab, sparte die 
Stadt erheblich bei den Betriebs-
kostenzuschüssen. Alle Gebäude-
unterhaltungsansätze wurden in 
den letzten Jahren auf einem
Minimum gehalten. Der Sanie-

rungsstau zeigt sich jetzt in 
Millionenhöhe auf der Schloss-
insel. In den Schulen sieht die 
Lernmittelfreiheit so aus, dass 
die Eltern zu den Lernmitteln 
mehr hinzuzahlen als die Stadt. 
An der Gottfried-Semper-Schule 
gibt es für hungrige Kinder kein 
Frühstück. 

Und dennoch: Die Kürzungen 
und Einsparungen, die Mehrbe-
lastungen der Bürgerinnen  und 
Bürger und die günstigen Rah-
menbedingungen lösen nicht die 
Finanzprobleme der Stadt.
Der Verwaltungshaushalt der 
Stadt bleibt mit einigen Millionen 
im Defizit – auch wenn es Ende 
2019 besser aussehen wird als 
im Plan prognostiziert, da noch 
nicht das bessere Jahresergebnis 

von 2018 berücksichtigt ist . 
Glücklicherweise hat sich im Lau-
fe der Jahre hier in der Stadtver-
tretung die Erkenntnis durchge-
setzt, dass es erheblicher Ver-
besserungen in der Finanzaus-
stattung der Kommunen und 
zumindest der finanzschwachen 
Kommunen bedarf. Die Stadt 
Barmstedt kann mit dem eigenen 
Steueraufkommen und den vom 
Land zugewiesenen Steuern und 
Zuweisungen nicht die ihr zuge-
wiesenen Aufgaben erfüllen 
ohne ins Defizit zu geraten, ge-
schweige denn Überschüsse für 
Investitionen zu erwirtschaften. 
Die BALL ist der Auffassung, 
dass besonders finanzschwache 
Kommunen einen Schulden-
schnitt zumindest für die kumu-
lierten Defizite im Verwaltungs-
haushalt benötigen. 

Dies ist möglich, wenn die 
Bereitschaft zur Unterstützung 
der Kommunen in der CDU/FDP/
GRÜNEN-Koalition so ausge-

prägt wäre wie bei anderen 
Gelegenheiten. Was stand doch 
in der „BZ“ am 12.1.2019: „Land 
tilgt HSH-Schulden“.  Jetzt ging
es um 2.95 Mrd., am Ende ins-
gesamt um 5.5 – 7 Milliarden 
Euro.  Barmstedt ist überschlägig 
berechnet mit rd. 25 Millionen 
Euro dabei.

Im Vermögenshaushalt der 
Stadt, aber auch an verschie-
denen Ansätzen im Verwal-
tungshaushalt sind Projekte und 
Investitionen berücksichtigt, für 
die nicht zuletzt auch die BALL 
sich seit langem eingesetzt hat: 
so der Neubau der Stadtbüche-
rei, die neue Kindertagesstätte 
mit der Übergangslösung, die 
Modernisierung der AWO-Kita 
Wasserläufer, die Flüchtlings-
unterbringung, der Neubau 
der Feuerwache, die Sohlgleite, 
die Medienausstattung in den 
Schulen, die Sanierungsmaß-
nahmen in den Schulen und 
auf der Schlossinsel.  Um diese 

Z ur Haushaltsberatung am 
22.1.  brachte die BALL-
Fraktion eine Entschlie-

ßung in die Stadtvertretung ein 
mit diesen drei Forderungen: 
„Bei der anstehenden Änderung 
des kommunalen Finanzaus-
gleichs erwartet die Stadtvertre-
tung der Stadt Barmstedt,  dass
n  über den kommunalen Finanz-
ausgleich die Gemeinden so viele 
Steueranteile und Zuweisungen 
erhalten, dass sie ihre Aufgaben 
in freier Selbstverwaltung erfüllen 
können
n  für Aufgaben, die von den Ge-
meinden aufgrund von Beschlüs-

sen und Gesetzen des Bundes 
oder des Landes zu übernehmen 
sind, die Gemeinden eine volle 
Kostenerstattung erhalten
n  besonders finanzschwache 
Kommunen einen Schulden-
schnitt zumindest für die kumu-
lierten Defizite im Verwaltungs-
haushalt erhalten.”

Mit von der FWB eingebrach-
ten kleinen Änderungen wurden 
diese an den Landtag gerich-
teten zentralen Forderungen 
dann auf der Stadtvertretersit-
zung am 26.2.19 einstimmig 
beschlossen.

Stadtvertretung fordert 
mehr Landesmittel

Dr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

D wichtigen Projekte auf den Weg 
zu bringen, werden wir dem 
Haushalt letztlich zustimmen 

trotz unserer grundlegenden 
Kritik und etlicher abgelehnter 
Einzelpunkte.“


